
 

 

 

 

 

 

Stadtgespräch: 

Dieses Gespräch zwischen Frau Gutmann 

und Frau Siebengescheit könnte auch Sie 

interessieren: 

 

„Guten Morgen, Frau Gutmann“ 

„Hallo, Frau Siebengescheit, schön Sie zu 

sehen“ 

 

„Ach Frau Gutmann, haben Sie einen 

Moment Zeit. Sie kennen sich doch in der 

Politik aus. Ich hatte gestern einen Disput 

mit meinem Mann, wegen der Wahl im 

März. Da soll doch so etwas wie ein 

Ortsbeirat gewählt werden. Wissen Dir 

wofür der gut ist?“ 

 

„Das will ich aber meinen, Frau 

Siebengescheit. Ich habe ja selbst einige 

Jahre im Ortsbeirat mitgearbeitet“. 

Also, da muss ich schon ein bisschen was 

erklären. In Frankfurt gibt es 16 

Ortsbeiräte, für jeden Stadtteil einen. Für 

uns ist der Fünfer zuständig. Er vertritt das 

Gebiet Sachsenhausen, Oberrad, 

Niederrad und Flughafen und ist der 

zweitgrößte in Frankfurt“.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

„Ach, Du lieber Gott, das sind ja eine 

Menge Leute. Und wie kommt man da 

hinein, in diesen Ortsbeirat.?“ 

 

 
 

„Also, Frau Siebengescheit, alle Parteien 

wählen im Vorfeld Kandidatinnen und 

Kandidaten, die an diesem Ehrenamt 

interessiert sind. Die Namen erscheinen 

dann auf den Stimmzetteln und die 

Wählerinnen und Wähler haben dann die 

Möglichkeit, eine Partei zu wählen“. Und je 

nach Stimmenzahl ergibt sich auch die Zahl 

der Vertreter, die im später Ortsbeirat 

sitzen“- 

 

„Ach so, wie bei allen anderen Wahlen 

auch“ 

 

„Genau!“ Die Parteien, die die meisten 

Stimmen kriegen, haben dann auch die 

meisten Vertreter im Ortsbeirat sitzen. 

 

„Und was machen die dann?“ 

 



„Zuerst einmal wählen sie einen 

Ortsvorsteher. Der leitet die Geschäfte und 

die 

Sitzungen, die alle vier Wochen stattfinden. 

Und was sehr wichtig ist, am Anfang 

der Sitzungen gibt es eine 

Bürgerfragestunde. Jeder, der interessiert 

ist, kann daran teilnehmen und Dinge, die 

ihn in seinem Umfeld ärgern, dort 

vortragen. Das sind 

manchmal Kleinigkeiten wie 

Verschmutzung in den Straßen, Radfahrer 

auf den 

Bürgersteigen, aber auch größere Sachen 

wie fehlende Kita- und Hortplätze, 

steigende Feinstaubmessungen oder 

Fluglärm.  

 

 
 

Die Mitglieder im OBR hören da sehr genau 

hin und formulieren für die nächste 

Sitzung dazu Anträge, die dann an den 

Magistrat weitergeleitet werden, um 

Abhilfe zu schaffen. Und, liebe Frau 

Siebengescheit, wir als Linke haben da ein 

offenes 

Ohr, besonders für die Schwachen und 

Benachteiligten, die oft vergessen 

werden.“  

 

 

„Da kann also mein Mann auch dort 

auftreten und sich darüber ärgern, dass 

seine Kneipe abends so früh schließt“? 

 

„Naja, können tut er das schon, aber es gibt 

ja sicher wichtigeres“. 

 

„Für meinen Mann nicht!“ 

 

„Frau Siebengescheit, nehmen Sie es mir 

bitte nicht übel, aber der Ortsbeirat ist eine 

sehr wichtige Institution, die versucht, 

Abhilfe zu schaffen, dort wo den Menschen 

wirklich der Schuh drückt und für die er sich 

beim Magistrat einsetzen will. 

Zum Beispiel, die Bank in der 

Kisselsiedlung, auf der sie sich so gerne 

ausruhen, 

wurde auf Antrag meiner Partei, 

aufgestellt. 

Ich muss aber jetzt weiter, also bis auf ein 

andermal 

 

Knurrt“, die hat aber auch gar nichts 

verstanden“!!! 

 

 
 

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 

 

ich nehme doch an, dass Sie wichtigere 

Anliegen an einen Ortsbeirat haben, als 

Frau Siebengescheit.  

 

 



Für einen Pflegestützpunkt 

im Frankfurter Süden! 

Die Anzahl der Menschen, die auf 

dauerhafte Pflege angewiesen sind steigt 

auch in Frankfurt seit Jahren deutlich an.  

Aktuelle Daten für das Land Hessen nennen 

die Zahl von ca. 500 Pflegebedürftigen pro 

10.000 Einwohner*innen. Übertragen auf 

den Frankfurter Süden sprechen wir also 

von mindestens 5000 Personen, wobei die 

Dunkelziffer noch um einiges höher liegen 

dürfte. Mehr als 80 Prozent von ihnen 

werden zu Hause gepflegt, die große 

Mehrheit überwiegend oder ausschließlich 

von Familienangehörigen, meist Frauen. 

 

Pflegebedürftige und pflegende 

Angehörige unterstützen  

     Angesichts dieser Zahlen ist es ein 

Armutszeugnis, dass die ambulante Pflege 

im Bewusstsein und Handeln der politisch 

Verantwortlichen immer noch kaum eine 

Rolle spielt. Die Reform der 

Pflegeversicherung von 2017 hat die 

Situation vieler Pflegebedürftiger und 

Pflegender zwar deutlich verbessert. Die 

individuellen Hürden, sich über diese 

Leistungen informieren und sie dann auch 

adäquat in Anspruch nehmen zu können, 

sind aber immer noch viel zu hoch. 

Eine Pflegebedürftigkeit kann sehr plötzlich 

entstehen: Durch einen Sturz, nach einem 

Krankenhausaufenthalt oder einer akuten 

Erkrankung. 

 

Ambulante Pflege ins politische 

Bewusstsein heben 

Die Betroffenen und vor allem die 

Angehörigen stehen dann oftmals vor 

großen organisatorischen Problemen, mit 

denen sie auch erstmal ziemlich alleine 

gelassen werden. Neben dem eigentlichen 

Aufwand der akut notwendig gewordenen 

Versorgung des Ehepartners, der Eltern 

oder Großeltern stehen viele Fragen im 

Raum:  

- Wie beantrage ich einen Pflegegrad?  

- Welche Unterstützungsmöglichkeiten 

vor Ort gibt es?  

- Wie kann häusliche Pflege organisiert 

werden und welche Alternativen sind 

möglich?  

- Wie finde ich einen Pflegedienst, einen 

Heimplatz, eine 

Tagespflegeeinrichtung etc.? 

 

In Worten: ein Pflegestützpunkt in ganz 

Frankfurt! 

Was leider die wenigsten von ihnen wissen: 

Mit dem Pflegestützpunkt in der 

Hansaallee existiert in der Frankfurter 

Innenstadt bereits seit einigen Jahren ein 

kommunales Angebot, eine örtliche, 

kostenfreie und unabhängige Anlaufstelle 

für Pflegebedürftige und deren 

Angehörige. Dieser Pflegestützpunkt bietet 

bei Bedarf auch Beratungen im häuslichen 

Umfeld an, ist dafür aber personell und 

strukturell nur unzureichend aufgestellt.  



 

Bewerben und Ausbauen 

Frankfurt hat hier einen immensen 

Nachholbedarf! Zum Vergleich ein Blick in 

unser Nachbarbundesland Rheinland-Pfalz: 

Allein Mainz mit seinen 200.000 

Einwohner*innen verfügt über 4 

Pflegestützpunkte im gesamten 

Stadtgebiet, das noch kleinere 

Ludwigshafen über immerhin 3. 

Wir als LINKE im Frankfurter Süden fordern 

daher: 

1. Die Einrichtung einer Außenstelle 

des Pflegestützpunktes im Stadtteil. 

2.  Eine offensive Werbeaktion der 

Stadt, bzw. der Stadtteile über 

Plakate, Flyer etc., um dieses 

Angebot stärker ins Bewusstsein 

der Betroffenen zu bringen. 

3. Eine Weiterentwicklung der 

Pflegestützpunkte in den 

Stadtteilen zu einer aufsuchend-

präventiv arbeitenden Einrichtung, 

die Gesundheitsakteure vor Ort 

untereinander vernetzt, 

Pflegebedarfe rechtzeitig erkennt 

und nach angemessenen Lösungen 

vor Ort sucht. 

 

Für ein bunte Stadtteilkultur statt 

profitorientiertem Einheitsbrei! 

Die freie Musik- und Kulturlandschaft im 

Frankfurter Süden steht bereits seit einigen 

Jahren unter starkem Druck. Spätestens 

seit dem Lockdown im November hat sich 

die Situation vieler Betreiber und Künstler 

dramatisch verschärft, und noch ist nicht 

absehbar wie stark sich die Szene nach der 

Pandemie verändern wird. Bereits im 

September musste der 'Clubkeller 

Frankfurt' in der Textorstraße Corona-

bedingt das Handtuch werfen. Dass auch 

hier der Vermieter offensichtlich zu keinem 

Entgegenkommen bereit war passt 

allerdings ins Bild. Immer mehr kleine, 

traditionsreiche Veranstaltungsorte sind in 

den letzten Jahren verschwunden, 

entweder weil langjährige Pachtverträge 

nicht mehr verlängert wurden oder 

exorbitant steigende Gewerbemieten nicht 

mehr bezahlt werden konnten. Ein 

trauriges Beispiel ist die ehemalige 

Musikkneipe 'Spritzehaus' in der Großen 



Rittergasse. 2018 wurde den Betreibern 

nach 41 Jahren gekündigt. Trotz der 

Ankündigung des Vermieters dort 

Wohnraum schaffen zu wollen, steht das 

Gebäude seitdem ungenutzt leer.  

 

Mit Leerstand Immobilienspekulation 

betreiben 

Gerade das Kneipenviertel Alt-

Sachsenhausen wird von der Stadt schon 

seit langem alleine gelassen. Die 

Tourismuskampagne Frankfurts wirbt mit 

gemütlichen Apfelweinlokalen und 

Fachwerk-Tradition in lauschiger 

Sommernachts-Atmosphäre, was mit der 

Realität vor allem an Wochenenden 

allerdings rein gar nichts mehr zu tun hat. 

Zwischen den noch vereinzelt 

vorhandenen Jazzkellern und 

alteingesessenen Kneipen, in denen sich 

die Nachbarschaft trifft, dominiert 

mittlerweile ein austauschbare Eventkultur 

mit Ballermann-Flair und Sauf-Tourismus 

Gleichzeitig verfällt die bauliche Substanz 

vieler älterer Gebäude vor Ort. 

Natürlich wollen wir als LINKE auch 

weiterhin ein lebendiges und vielfältiges 

Alt-Sachsenhausen mit Orten zum Feiern, 

zum geselligen Beisammensein und mit 

einem breiten kulturellen Angebot. Aber 

die Stadt Frankfurt darf das Schicksal des 

Viertels nicht den Interessen von 

profitorientierenten Großinvestoren 

überlassen. Es läuft eindeutig etwas falsch, 

wenn Anwohner das Gebiet in den 

Abendstunden meiden, immer mehr kleine 

Gewerbetreibende verdrängt werden, 

Leerstand und Verfall zunehmen. 

 

Die Stadt Frankfurt bleibt zu oft untätig 

Wie Immobilienspekulanten agieren, zeigt 

sich auch am Beispiel des Oberräder 

Traditions-Lokals 'Zum Hirsch'. 2017 wurde 

das über 300 Jahre alte Gebäude verkauft, 

die neuen Besitzer – eine 

Vermögensgesellschaft aus Mainhausen - 

planten den Abriss. 

 

Engagement und Druck der BürgerInnen 

nutzt 

Es ist allein dem Engagement des 

Oberräder Heimat- und Geschichtsvereins 

zu verdanken, dass das Gebäude vom Land 

Hessen unter Denkmalschutz gestellt 

wurde. Seitdem auch dort: Leerstand und 

beginnender Verfall. Die alte Eiche im 

Garten wurde vor kurzem bereits gefällt. 

Die LINKE unterstützt 

DIE LINKE fordert, dass die 

Verantwortlichen auf allen politischen 

Ebenen endlich aktiv werden um 

Anwohner*innen, Kneipiers und 

Kulturschaffenden vor dem drohenden 

Ausverkauf ihres Viertels zu schützen.  

 



Der Mensch wird am DU 

zum ICH ODER: Gerecht ist, 

was alle bildet 

Das Gegenüber und die Umwelt 

beeinflussen die Entwicklung und 

Persönlichkeit v.a. von Kindern und 

Jugendlichen wesentlich. Eine positive 

Entwicklung ist primär abhängig von 

Beziehungen und der Anregungsvielfalt des 

jeweiligen Umfeldes und erst in zweiter 

Linie von den Mitteln und Fähigkeiten des 

einzelnen Menschen selbst. Eine modernes 

Erziehungs- und Bildungssystem sorgt sich 

also um mannigfaltige Heterogenität und 

damit um die Ermöglichung zur Entfaltung 

aller Kinder und Jugendlichen.  

 

Die Realität sieht anders aus 

Diese Konzeption stellt so ziemlich das 

komplette Gegenteil jahrelanger 

konservativer Bildungspolitik der 

Landesregierung in Hessen dar. So 

propagiert der hiesige Kultusminister Lorz 

homogene, konforme Klassen, die das 

Lehren und Lernen angeblich leichter 

machten und insgesamt zu höheren 

Leistungen führten.  

Schon 2007 attestierte der UN-Vertreter 

für das Recht auf Bildung, Munoz, dem 

deutschen gegliederten Bildungswesen, es 

würde zu einer massiven 

Ungleichverteilung von Bildungschancen 

führen. Hohe Schulabschlüsse sind 

gekoppelt an einen hohen sozialen Status 

und umgekehrt: SchülerInnen aus weniger 

begüterten Familien sammeln sich in 

Haupt- und Sonder-/Förderschulen.  

Vereinfachende Denkmuster steuern die 

pädagogische Wahrnehmung: Ayshe erhält 

bei gleichen Leistungen schlechtere Noten 

als Anna. Und sie führen letztlich zu 

institutionellen 

Diskriminierungsprozessen: SchülerInnen 

aus weniger begüterten sozialen 

Verhältnissen erhalten, wenn überhaupt, 

viel seltener eine Gymnasialempfehlung als 

ihre betuchteren KlassenkameradInnen.  

 

Ausgrenzung ist kein Erfolgsmodell  

- Internationale Testergebnisse 

bescheinigen den deutschen Schülerinnen 

lediglich Mittelmaß; tlw. sinken die 

(Mathematik-) Leistungen 

- Der Abstand Deutschlands zu den 

PISA-Siegern Singapur oder Finnland bleibt 

eklatant 

- Die schulische Leistungsspitze 

erreichen in Deutschland gerade einmal 6% 

der Kinder und Jugendlichen, während der 

EU-Durchschnitt bei 9,4%, der OECD-

Durchschnitt sogar bei 11,5% liegt. 

Kein Wunder, bei diesem Geiz… 

- Die Bundesrepublik gibt 4,2% von 

ihrem BIP jährlich für Bildung aus 

- Der OECD – Durchschnitt beträgt 

5% 



- Norwegen (eines der PISA-

Siegernationen) ist seine Schülerschaft 6% 

wert 

- Und Hessen liegt selbst hier noch im 

bundesrepublikanischen Ländervergleich 

stabil unterhalb des Durchschnitts 

…und gleichzeitiger Vergeudung 

- Ein Nebeneinander von Regel- und 

Sonderschul-/Förderschulen verschlingt 

die höchsten Ausgaben 

- 150.000 Klassenwiederholungen 

(2013/14), in den meisten Fällen ohne 

Nutzen für die Betreffenden, kosteten den 

Staat mehr als 1 Mia. € (!)- für die gleiche 

Summe könnte man 20. 000 

SchulpsychologInnen-Stellen zur 

Verhinderung von ‚Sitzenbleiben‘ schaffen. 

(Josef Hanel, FR 22.12.19) 

 

Halten wir also fest  

- Segregation ist nicht erfolgreich, 

auch nicht bei den Privilegierten 

- Alle PISA-Sieger verfügen über eine 

einheitliche Schulstruktur, i.w. Klassen 1-

8/10.(ders.) 

Es gibt Alternativen, die als Vorbilder für 

ein demokratisches, erfolgreiches 

Schulsystem dienen können 

- Münster: ‚Berg Fidel‘, Klasse 1-10 

- Wiesbaden: ‚Blücherschule‘, u.a. 

Noten erst zum Schulabschluss (FR v.22.12) 

- Frankfurt/M: ‚Karl-Popper-Schule‘ 

mit 20 SchülerInnen pro Lerngruppe 

- Frankfurt/M.: Inklusive Schule, 

Kinder mit und ohne Behinderungen lernen 

gemeinsam. 

 

 

 

 



Fragen einer interessierten 

Leserin ODER: It’s the 

economy, stupid 

Was will die LINKE?1  

Sie will 

- Die Stärkung der Einnahmeseite  

- Umfangreiche öffentliche 

Interventionen 

 

Das erfordert 

- Die Wiederherstellung der 

Vermögenssteuer  

- Die Wiederanhebung des 

Spitzensteuersatzes 

- Die Erhöhung der Erbschaftssteuer 

 Bedenken wir 

 

1. Keine Angst vor Schulden ODER: 

²ƻ ōƭŜƛōǘ ŘƛŜ ΰǎŎƘǿŅōƛǎŎƘŜ 

IŀǳǎŦǊŀǳΚΨ 

Viele konservative wie alternative 

WirtschaftswissenschaftlerInnen und 

PolitikerInnen sind sich darin einig, dass die 

Bundesrepublik Deutschland problemlos 

mit höheren Schulden leben kann. Viele 

Kredite sind negativ verzinst: für 1000€, die 

der Bundesfinanzminister aufnimmt, zahlt 

er in 10 Jahren lediglich 900€ zurück. Die 

Chancen der Schuldenfinanzierung liegen 

vor allem in dem jetzigen niedrigst 

Zinsumfeld. Es ermöglicht, die vor der 

Politik und Gesellschaft liegenden 

Aufgaben zu meistern: Investitionen! Die 

Investitionslücke – bereits vor der Corona-

                                                           
1 Toxisches Duo Profit und Konkurrenz ODER: Von der 

Verhöhnung der Gerechtigkeit 

Pandemie existierend- beträgt inzwischen 

gigantische 147 Milliarden € (marode 

Schulen, Klimawende, Wohnungsbau…). 

Sie wurde (auch) angehäuft in dem letzten 

Jahr(zehnt)en durch „Kardinalfehler des 

Denkens“ (Jens Berger) und Handelns: die 

angeblich-sprichwörtliche Sparsamkeit 

einer ‚schwäbischen Hausfrau‘. Was für 

Privathaushalte gelten mag – nicht mehr 

auszugeben als eingenommen wird- führt 

sozial, ökologisch und ökonomisch in eine 

volkswirtschaftliche Sackgasse. Und es hat 

sich gezeigt: dem Staat geht es finanziell 

damit vielleicht gut, den Reichen im Lande 

bestimmt, aber den anderen sicherlich 

nicht, denn gespart wird immer nur „am 

unteren Ende“ (Stephan Hebel). 

 

 

2. Unsere armen Enkel*innen ODER: 

Bange machen gilt nicht 

Nur, wenn die deutsche und europäische 

Wirtschaft die Folgen der Pandemie so 

schnell wie möglich hinter sich lassen kann, 

sich von den Folgen rasch erholt, werden 

künftige Generationen nicht mit den 

Folgekosten belastet. Sie profitierten 

 



davon, dass jetzt vernünftig gehandelt 

wird: mit einem Schulden finanzierten 

Stabilitätspolitik (Quelle). Wenn in einer 

Krise gespart wird, verschärft sie sich. Aus 

den letzten Krisen sollte die Politik gelernt 

haben, dass nämlich die damalige 

Austeritätspolitik die Menschen um ihre 

Existenz und ihre Kinder um ihre 

Lebenschancen, die Kommunen um 

notwendige Investitionen gebracht hat. 

Der rechte Populismus bekam Auftrieb. 

Aus diesem Grund stellen sich die Ideen des 

Frankfurter Kämmerers Uwe Becker (CDU) 

vom Sparen und von Kürzungen im 

Haushalt in den kommenden Jahren als das 

Gegenteil von zukunftsfähig dar. Kinder- 

und Jugendtheater, Kulturinstitutionen, 

Theater, Sport- und Freizeiteinrichtungen, 

genauso wie der ÖPNV und Investitionen in 

klimafreundliche Maßnahmen brauchen 

ausreichend finanzielle staatliche 

Unterstützung, jetzt und in Zukunft.  

 

3. Wer wird Millionär ODER: 

Gerechtigkeit geht anders 

Die Corona-Krise gilt als Beschleuniger 

sozialer Ungerechtigkeit. Einmal, weil sie 

die bestehenden Schieflagen – Reichtum 

vermehrt sich, NormalverdienerInnen 

müssen mit mageren 

Einkommenszuwächsen auskommen- 

verschärfen, zudem, weil, in schlechter 

Tradition also, Konzerne großzügig mit 

Corona-Hilfen bedacht werden, die Hilfen 

für uns Lohnabhängige sich jedoch als 

unzureichend erweisen. Großkonzerne wie 

BMW und Lufthansa erhalten Milliarden an 

staatlichen Zuschüssen – und zahlen damit 

reichen AktionärInnen (BMW z. B. an Frau 

Klatten und Herrn Quandt) Dividende aus! 

Gleichzeitig entlassen sie Beschäftigte. 

Banken beziehen Provision und 

subventionierte Zinsen, im Fall von 

Unternehmenspleiten trägt der Staat die 

Last (Dierk Hirschel, FR ..1.21). Damit die 

Einsparungs- und Kürzungspolitik nicht 

wieder uns BürgerInnen trifft, brauchen wir 

den politischen Willen zur  

- Einmaligen Vermögensabgabe 

- Längerfristigen Vermögenssteuer 

auf das Vermögen der 10% 

Reichsten im Lande und 

- Erhebung von Sondersteuern für 

Weltkonzerne wie Google, Amazon 

usw. (Frankreich???). Selbst das 

DIW schlägt vor, 310 Milliarden € 

durch eine einmalige (moderate) 

Vermögensabgabe bei den 

reichsten Deutschen durch die 

Politik als einen Solidaritätsbeitrag 

einzufordern (vgl. 

Schrooten/Bontrup, FR 14.1.21). 

 

 

 

4. Wider die Schuldenbremse ODER: 

Wer zahlt am Ende die Zeche? 

Es bestehe die Gefahr, dass der 

„Schuldenbremsen-Michel“ 

(Schularich/Südekum, FAZ…) die 

Zukunftschancen verschlafe, die das 



gegenwärtige Zinsniveau eröffne. Denn die 

Schuldenbremse sei eine 

„Zukunftsbremse“ (Hirschel, FR…) und 

weiter betont der Gewerkschafter: es 

bedürfe dringend einer Reform nationaler 

wie europäischer Schuldenregeln, denn sie 

zwängen gegenwärtig dazu, die Corona-

Krise baldigst zu tilgen, fräßen damit den 

künftigen Verschuldungsspielraum auf. Um 

dennoch sicher zu stellen, trotz 

Schuldendienst, dass in die Zukunft unserer 

Kinder investiert wird, braucht es die 

Vermögensabgabe.  

 

 

5. Die Würde des Menschen ist 

unantastbar ODER: Solidarisch 

durch die Krise 

Die Würde des Menschen ist unantastbar- 

dieser Grundsatz (GG) unserer 

demokratisch verfassten Gesellschaft 

schmückt zu Recht das Gerichtsgebäude in 

Frankfurt.  

Für die LINKE heißt Würde  

(1) Brot (ein gutes Leben für alle 

Gesellschaftsmitglieder) 

(2) Demokratische Mitbestimmung 

(z. B. über Haushalte: wofür 

wird das Geld ausgegeben) 

(3) Soziale Gerechtigkeit (soziale 

Verteilungsgerechtigkeit).  

Mit der Würde, v.a. der sozialen 

Gerechtigkeit, ist es ersichtlich in der 

Bundesrepublik immer schlechter bestellt. 

Der 10% reichste Bevölkerungsteil in 

Deutschland verfügt über mehr als 56% des 

privaten Vermögens hier zu Lande. 

Dagegen müssen sich 75% (von uns) 

Bürgern und Bürgerinnen mit 18% des 

Gesamtvermögens begnügen, die unteren 

15% Bevölkerungsschichten besitzen 

keinerlei Vermögen. Diese eklatante 

Schieflage gefährdet den sozialen Frieden, 

die Demokratie und die Menschenrechte! 

 

Ein Bürgertreff ODER: 

Begegnung und Solidarität 

im Stadtteil  

 

Die Devise für uns LINKE lautet: 

Stärkung des Stadtteils  

 

Gerade ein Treffpunkt für alle 

Menschen im Stadtteil wäre dafür 

ein guter Anfang. 

 

Wo? Z. B. in den seit über einem 

Jahr leer stehenden Räumen der 

Städtischen Sparkasse an der 

Mörfelder Landstraße 

 

Was? Z.B. ein Cafe‘ , das für kleines 

Geld Kaffee und Kuchen anbietet 

- Eine Tauschbörse  

- Kinder- und Jugendangebote 

- Offene Bücherregale 

- Nachbarschaftshilfen- 

Angebote 

- Computerhilfen für alle 

- Interkulturelle 

Veranstaltungen 

- Sprechstunden des/der 

SozialbezirksvorsteherInnen 

- MieterInnen-Beratung 



 

Wer soll das bezahlen? 

Geld ist genug da-  

es muss nur bei denen geholt 

werden, die ständig neue Millionen 

anhäufen für ihre riesigen Profite 

und es muss für die richtigen Dinge 

ausgegeben werden: nämlich für die 

Millionen Menschen, die es 

brauchen für ein gutes und würdiges 

Leben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ihre Kandidat*innen für den 

Ortsbeirat: 

 

Listenplatz 1: 

Knut Dörfel 

 

 

 

 

 

 

 

Listenplatz 2:  

Angela Pilder 

 

 

 

 

 

 

 

 

Listenplatz 3: 

Martin 

Weißwange 

 


